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In Erfurter Schuldnerberatungsstellen betreute Privatpersonen 
Rainer Schönheit 

 

Die folgende Auswertung basiert auf dem Über-

schuldungsstatistikgesetz, welches am  

1. Januar 2012 in Kraft getreten ist. Durchge-

führt wird die Statistik jährlich als freiwillige 

Erhebung bei den Schuldnerberatungsstellen. Es 

werden nur Daten von Personen von den 

Schuldnerberatungsstellen an das Statistische 

Bundesamt übermittelt und somit in den Er-

gebnissen dargestellt, die ihre Zustimmung zur 

Teilnahme an der Überschuldungsstatistik ge-

geben haben. In der Landeshauptstadt Erfurt 

gibt es zwei Beratungsstellen für überschuldete 

private Haushalte. Quelle der nachfolgenden 

Analyse sind Daten der Jahre 2011 bis 2014, die 

das Statistische Bundesamt Anfang Mai 2016 

der Erfurter Statistikstelle übergeben hat. 

 

Die vorliegende Analyse liefert keine Informati-

onen über die Gesamtzahl der überschuldeten 

Personen oder Haushalte in Erfurt, da einerseits 

viele Personen die Dienste von Schuldnerbera-

tungsstellen nicht in Anspruch nehmen, obwohl 

sie überschuldet sind, und andererseits nicht 

alle Beratungsfälle zwangsläufig überschuldet 

sein müssen. Außerdem gibt es neben den in der 

Überschuldungsstatistik erfassten Schuldnerbe-

ratungsstellen auch andere Einrichtungen oder 

Dienstleister, die Beratungen durchführen so-

wie Bescheinigungen für das Scheitern außerge-

richtlicher Einigungsversuche ausstellen und 

danach das Insolvenzverfahren begleiten kön-

nen. Hierzu zählt beispielsweise das Sozial- und 

Gesundheitsamt sowie Rechtsanwälte oder 

Steuer- und Wirtschaftsberater. 

 

Die nachfolgende Darstellung soll einen ersten 

Eindruck zu den Verhältnissen in Erfurt geben. 

Die daraus gewonnenen Erkenntnisse können 

dazu beitragen, Lösungsvorschläge zu entwi-

ckeln, wie Überschuldungssituationen zu ver-

hindern sind oder wie sich Wege aus einer 

schwierigen finanziellen Situation finden las-

sen

 
Tabelle 1: beratene Personen nach ihren persönlichen Merkmalen 

beratene Personen im Kalenderjahr 2011 2012 2013 2014 

insgesamt 893 1031 994 955 

beratene Person nach dem Geschlecht     

männlich 437 495 485 467 

weiblich 456 536 509 488 

beratene Person nach dem Alter     

18 bis unter 30 Jahre 226 260 213 195 

30 bis unter 45 Jahre 309 346 360 356 

45 bis unter 65 Jahre 311 342 343 326 

65 Jahre und älter 47 83 78 78 

beratene Person nach Familienstand     

ledig 451 517 492 495 

verheiratet 152 171 152 130 

verheiratet, getrennt lebend 62 72 80 67 

verwitwet 33 48 46 42 

geschieden 195 223 224 221 

beratene Person nach dem Haushalt     

allein erziehend 148 170 175 181 

allein lebend 452 543 517 495 

mit Ehepartner 266 285 269 256 

mit anderen zusammenlebend 19 22 24 16 

sonstige Lebensform 8 11 9 7 

beratene Person nach der Berufsausbildung     

abgeschlossene Berufsausbildung 625 705 695 652 

in Ausbildung 25 30 31 39 

ohne Abschluss 243 296 268 264 
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noch Tabelle 1: 

beratene Personen im Kalenderjahr 2011 2012 2013 2014 

beratene Person nach dem Arbeitsverhältnis     

selbstständig 5 4 9 9 

abhängig erwerbstätig 217 239 248 247 

arbeitslos (gemeldet) 486 550 529 515 

arbeitslos (nicht gemeldet) 168 222 199 184 

nicht erwerbstätig 17 16 9 0 

 

In der Tabelle 1 wurden alle Personen, die eine 

Schuldnerberatung in Anspruch genommen ha-

ben, je Kalenderjahr ausgewiesen. Die Schuld-

nerberatung kann durchaus mehrere Jahre dau-

ern. Deshalb können die gleichen Personen in 

einigen oder gar allen betrachteten Jahren in 

der Auswertung enthalten sein.  

In der Tabelle 2 ist die Zahl der im jeweiligen 

Kalenderjahr beendeten Beratungen, gleichgül-

tig ob erfolgreich oder erfolglos, nach der Dauer 

aufgeschlüsselt. Die Tabelle 3 gliedert diese 

Fälle jährlich nach dem Beendigungsgrund auf. 

 
Tabelle 2: Dauer der Beratung 

Dauer 2011 2012 2013 2014 

unter 1 Jahr 19 40 17 16 

1 bis unter 2 Jahre 116 131 122 139 

2 bis unter 3 Jahre 70 98 114 88 

3 bis unter 4 Jahre 57 54 39 48 

4 bis unter 5 Jahre 11 30 20 11 

5 bis unter 6 Jahre . 18 10 12 

6 bis unter 7 Jahre 4 11 6 5 

7 und mehr Jahre 4 13 15 12 

 
Tabelle 3: Beendigungsgrund 

Beendigungsgrund 2011 2012 2013 2014 

außergerichtlich reguliert 18 74 51 60 

Schuldenplan angenommen 84 95 . 3 

Ankündigung Restschuldbefreiung . 0 14 14 

Regelinsolvenz beantragt 4 6 3 4 

Verbraucherinsolvenz beantragt 106 84 185 160 

Weitervermittelt 20 61 42 32 

Abbruch durch Schuldner 28 45 22 38 

Abbruch durch Berater 12 19 20 20 

Abbruch durch sonstiges 10 11 5 0 

 

Die Tabelle 4 stellt das durchschnittliche Ein-

kommen der beratenen Personen, dazu zählt 

auch das Einkommen der anderen Personen des 

Haushaltes, der Höhe der durchschnittlichen 

Schulden gegenüber. 

 

Tabelle 4: Einkommen bzw. Schulden je beratene Person 

Jahr Einkommen Gesamtforderungen 

2011 1.093 € 21.606 € 

2012 1.105 € 18.825 € 

2013 1.123 € 23.240 € 

2014 1.132 € 23.838 € 
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Schematische Darstellung des Ablaufs des Verbraucherinsolvenzverfahrens  
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Reihe 5, Jahr 2014 

 

Außergerichtliche Schuldenbereinigung 

Vor Verfahrensantragsstellung ist eine außergerichtliche Einigung mit Hilfe eines individuell ausge-

handelten Schuldenbereinigungsplans, welcher durch Schuldner und Gläubiger ausgehandelt wird, zu 

versuchen. 

    
  

    
 

nicht erfolgreich 
 

erfolgreich, wenn alle Gläubiger zustimmen 

    
     

Gerichtliche Schuldenbereinigung  

Der Schuldner kann innerhalb von 6 Monaten nach Scheitern des außergerichtlichen Verfahrens einen 

Antrag auf Insolvenz beim zuständigen Amtsgericht stellen. In den meisten Fällen geht dies mit dem 

Antrag auf Restschuldbefreiung einher. Das Gericht versucht vor Verfahrenseröffnung mit Hilfe eines 

gerichtlichen Schuldenbereinigungsplans, eine Einigung zu erwirken. Inhalt des Schuldenbereini-

gungsplans sind Wege und Methoden der Schuldenbereinigung (ähnlich dem außergerichtlichen Ver-

fahren). Vorteil der gerichtlichen Einigung ist die Möglichkeit der Ersetzung der Stimmen der Gläubi-

ger durch das Gericht. 

    
  

    
 

Gerichtlicher Schuldenbe-

reinigungsplan wird nicht 

angenommen 

 erfolgreich 

Zustimmung der Gläubiger nach Köpfen und Schuldensumme / 

Ersetzung der Stimmen der Minderheit durch das Gericht 

 

 

 
    

     

Vereinfachtes Insolvenzverfahren 

Mit Eröffnung des Verfahrens wird dieses öffentlich gemacht (Internet, amtl. Bekanntmachungen); der 

Schuldner verliert seine Anonymität. Die Gläubiger sind nun aufgefordert ihre Forderungen darzulegen 

und bei dem Treuhänder, welcher vom Gericht festgelegt wird, anzumelden. 

    
  

    
 

Ankündigung der Rest-

schuldbefreiung 

 Versagung der Restschuldbefreiung 

Versagensgründe: z.B. falsche Angaben, Verletzung der Mitwir-

kungspflicht 
 

 
    

     

Wohlverhaltensperiode 

Die pfändbaren Beträge des Sach- und Geldvermögens werden durch den Treuhänder verwertet bzw. 

pfändbares Einkommen wird über den Arbeitgeber oder den Rententräger an den Treuhänder gegeben. 

Der Schuldner hat bestimmte Auflagen während dieser Zeit: Nachgehen einer Erwerbstätigkeit oder 

Bemühen eine Arbeit zu finden, Adressänderungen angeben etc. Bei Einhaltung der Verpflichtungen 

wird der Schuldner nach 6 Jahren (Insolvenzrechtsreform sieht Möglichkeit der Verkürzung auf 3 Jahre 

vor) von verbleibenden Schulden frei gesprochen. 

    
  

    
 

Restschuldbefreiung 

Wurden alle Verpflichtun-

gen eingehalten, erteilt 

das Gericht die Rest-

schuldbefreiung. 

  
    

 

 Versagung der Restschuldbefreiung 

Nichteinhalten von Verpflichtungen  

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 


